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2-Wn-iger Veltftreik am1. Mai?
Der grobe Landesausschuß des französische « Ge¬

werkschaft sbnnbes  hat Genfer Meldungen zufolge
,t#f Antrag des vom Generalsekretär Jonhanx geleiteten
Vorstandes beschlossen, zusammen mit der Internationale
-er Gewerkschaften am 1. Mai in allen Länder» einen all¬
gemeinen Aus st and von vierundzwanziq
stunde«  zu organisieren als Meltknndgebnng  zu¬
gunsten -er Sozialisierung der Brodnktions- und Ans¬
tauschmittel. Der Ausschntz ist der Meinung , - ab die nnrt ->
schaftliche Lage Frankreichs und Europas die tatkräftige
Vorbereitung und Teilnahme des gesamte« Proletariats
»ötig Hai. Es ist bezeichnend, datz der Nerwaltungsausschust
der sozialistischen Partei Frankreichs in keiner Weise z«
dieser Beratung hinzngezogeu mnrdo.

Die Spaltung der Lommumften.
Aus dem Durlachex Parteitag der kommunistischen Partei

wurde, wie seinerzeit gemeldet, die Opposition für
ausgeschlossen  erklärt . Diese Gruppe hat sich setzt, wie
dem Wolffschen Bureau mitgcteilt wird, am 4. und 6. April
als „Ko m munisti sche Arbeiterpartei Deutsch¬
lands"  konstituiert . Die Mitteilung besagt irreführender-
rveise, die Gründung sei erfolgt, weil „die Zentrale des
Spartakusbundes durch ihr Eintreten für Parlamentaris¬
mus, Gewerkschaften und gesetzliche Betriebsräte mehr und
mehr ins reformistische Fahrwasser gelangt sei". Es ist
immerhin merkwürdig, daß sich diese KommunistischeAr¬
beiterpartei des Wolffschan Bureaus zur Verbreitung ihrer
Geburtsanzeige bedient. Außerdem teilt sie mit, daß sie auf
dem Boden der „dritten Internationale " stehe. Man wird
das Urteil aus Moskau abwarten müssen, um zu erfahren,
welche der beiden kommunistischen Parteien , auf dem rich¬
tigen „Boden" sieht. Nach den bisherigen Mitteilungen
scheint cs, als erfreue sich die Zentrale der kommunistischen
Kartei der ständigen Beratung und Unterstützung Nabels.

sonderbarer Osterkuchen.
mz. Wien,  6 . April.

Die Korrespondenz Wilhelm meldet: Gestern Vormit¬
tag gab ein junger Mann , anscheinend ein Ungar , au der
Heilanstalt St ein Hof  ein Paket mit Backwerk
für Bela Kun  ab . Mehrere Anwesende aßen von den
Süßigkeiten und erkrankten bald darauf unter Erscheinun¬
gen von Atropinvergiftung . Der Zustand der Erkrankten
hat sich gebesiert. Verdächtig der Tat sind drei junge Un¬
garn. Das Verhör wurde eingeleitet.

Nach einer weiteren Weldung der Korrespondenz Wil¬
helm ist ein gewisser Ladislaus Streeth als UeHcrbrinaer
des Backwarenpakets für Bela Kun verhaftet  worden.

Renner in Rom.
ror. Graz,  6 . April.

Staatskanzler Renner ist nach Rom abgereist. In seiner
Begleitung befinden sich die Staatssekretäre Löwenfclö-
Ruß, Paul und Zerdik.

Rom,  7 . April.
Asse Blätter meinen, dätz der Besuch h?s Staatskanzlers

Renner einen rein offiziellen Charakter haben werde.

Entspannung in Dänemark.
Kopenhagen.  6 . April.

Der bisherige Minister für Schleswig, Hanse «,
wurde zum Generalkommissar für Schleswig ernannt.
Sämtliche Forderungen der Arbeiter wur¬
den erfüllt,  darunter die auf Aufhebung der Ankün¬
digung der Aussperrung , die Sicherung einer Teuerungs¬
zulage für Arbeiter im August sowie die Einführung von
Betriebsräten und die Amnestie für alle politischen Ver¬
gehen. Die Neuwahlen für das Folkething sind für den
82. April festgesetzt worden.

mz. Kopenhagen,  6 . April.
Die neu- Regierung Friis stellte sich heute den beiden

Kammern des Reichstaaes vor. Der Ministerpräsident
sprach den Wunsch aus . daß die Neuwahlen in kürzester Zeit
ftattfinden werden. Im übrigen wolle das Ministerium
verschiedene Angelegenheiten erledigen, u. a. die noröl
schleswigschen Verwaltnngsarbeiten.

Betriebsräte in Dänemark.
Die neue Regierung in Kopenhagen, die unter dem

Druck des Generalstreiks gebildet worden ist, hat den For¬
derungen der Arbeiter auf Einführung der Betriebsräte
nachgegeben. _

Wiederaufnahme der Beziehungen mit Serbien.
Belgrad,  6 . April.

Amtlich wird gemeldet: Die serbische Regierung hat im
Zusammenhang mit den in Paris getrofsenen Vereinbarun¬
gen beschlossen, die diplomatischen Beziehungen zu Deutsch¬
land wieder aufzunebmen.

Der französische Vormarsch.
Die Vorverhandlungen.

Eine deutsche amtliche Darstellung.
Berlin,  6 . April . (Amtlich.) Der französische

Ministerpräsident hat in der Nacht zum Dienstag in Paris
folgende Note  übergeben lassen:

In meinem Schreiben vom 2. April habe ich Sie
gebeten, darauf zu dringen, daß die deutschen Truppen , die
unrechtmäßigerweise-in die in Art . 42 des Friedcnsiftr-
trages festgesetzte neutrale Zone eingedrungen sind, un¬
verzüglich zurückgezogen würden. Da bisher die Ant¬
wort auf dieses Ersuchen ausblieb , bringe ich Ihnen zur
Kenntnis , daß der Oberbefehlshaber der Rhemarmee den
Befühl erhalten hat. die Städte Frankfurt . Hom¬
burg , Hanau , D arm sta dt und Dieburg  sofort
zu besetzen. Diese Besetzung wird anfhören, sobald die
deutschen Truppen die neutrale Zone vollständig geräumt
haben werden.

Am 28. März teilte die französische Regierung mit, daß
sie ihre Genehmigung zu einem Einmarsch nur daun geben
könne, wenn die fünf deutschen Städte von ihr besetzt wer¬
den dürften, wobei die lokalen Verwaltungen bestehen
bleiben und vor allem die Militärbehörden ersucht werden
sollten, in Darmstadt den normalen Funktionen der hessi¬
schen Regierung und Verwaltung kein Hindernis in den
Weg zu legen. Die deutsche Regierung könnt' auf dieses
durch kein sachliches Montent begründete Ansinnen nicht
eingehen. sondern machte den G « gen vor s ch lag,  daß
den Franzosen die Besetzung erlaubt werden
sollte , wenn die Truppen ans d em R uhr -
gebiet nach einer b c st j m m t e u F r i ist n i cht zu¬
rück ge zöge n seien . Paleologue.  mit dem die
Verhandlungen geführt wurden, erklärte sich telephonisch
damit einverstanden  und bestätigte dieses Tele¬
phon q e sp r ä ch durch folgendes Schreiben:

Bestätigung einer telephonischenBesprechung vom
29. März . 8 Uhr abends. Wenn die deutsche Regierung
auf ihrer Forderung , Truppen tu das Ruhrgebift zu
senden, besteht, so ist Millerand geneigt, dem znzustim-
men unter der Bedingung datz die fraglichen Truppen
inncvf-alb einer Frist von zwei bis drei Wochen
aus der neutralen Zone zurückgezogen werden. Nach
Ablauf dieser Frisst werden die alliierten Trupp in das
Recht haben, unverzüglich Frankfurt . Hanau, Darmstadt.
Homburg und Dieburg zu besetzen, unter den in der
Note vom 28. März festgelegten Bedingungen.

Am 30. März ließ die französische Regierung nur mit
großem Nachdruck aus die Gefahr Hinweisen, daß gewisse
Arbeitcrgruppen für den Fall des Einmarsches von Reichs-
wchrtriippen zur Zerstörung der Schächte schreiten könnten.

Am 31. März machte die französische Regierung ihre
Erlaubnis für den Einmarsch mit einem Male von dem
Nachweis öer absoluten Notwendigkeit  ab¬
hängig und erklärte ihrerseits den Einmarsch für unnötig
und gefährlich. Inzwischen hatte der Reichskanzler aus
Loyalitätsgründev , weil er am Montag die Forderungen
der französischen Negierung zur Kenntnis der Oesscntlich-
keit gebracht und zurückgewicsenhatte, am Dienstag Mit¬
teilung von dem französischen Entgegenkommen gemacht.
Die französische Presse behandelt- d'e Aeutzcrung des
Reichskanzlers mit den schärfsten Angriffen, natürlich in
Unkenntnis der der Ocsfentlichkeit nicht bekannten Ver¬
handlungen, während von zuständiger amtlicher Seite er¬
klärt wurde, man verstehe diese Aeutzerungen d's Reichs¬
kanzlers vollkommen. Dieser habe den Brief von Poleologue
so anfiaffen können, wie er es getan habe. Da inzwischen
die Mitteilungen über das Bandenunwesen  im
Ruhrgebiet sich hausten und von allen Seiten L'e Notschreie
kamen, war an eine weitere Verschiebung  d
Einschreitens nicht mehr zu denken.

Die deutsche Note vam2. Rpri!.
Die deutsche Re.gierung ließ daher am 2. April die fol¬

gende Note  übergeben , die auch den Geschäftsträgern in
den anderen alliierten Regierungen zur Uebermittelung an
die Letrcfsenden Regierungen übersandt wurde, wie über¬
haupt während der ganzen Zeit an die alliierten Haupt¬
städte. wie auch hier an die fremden Geschäftsträger, von
dcm Reichskanzler die genannten Informationen über den
Fortgang der beunruhigenden Angelegenheit gegeben wor¬
den sind.

Die ernsten Nachrichten, die über den Ausbruch
blutiger Kämpfe im rheinisch-westfälischen Industriegebiet
um Mitternacht hier Vorgelegen haben, haben die deutsche
Regierung bereits schon früher veranlaßt die all. Regie¬
rungen um ihre Zustimmung zu vorübergehender Ent¬
sendung beschränkter Truppcnmengen in das bedrohte
Gebiet innerhalb der 80-Kilometer-Zone zu bitten unter
gleichzeitiger Anerbietung von Garantieen für die recht¬
zeitige Zurückziehung dieser Streitkräftc . Von Seiten
der französischen Regierung ist darauf erwidert worden,
daß sie ihrerseits dem deutschen Wunsche nur entsprechen
könne, wenn alliierte Truppen die Städte Frankfurt.
Hanau . Homburg. Darmstadt und Dieburg solange und
in gleicher Stärke besetzen dürften , als deutsche Truppen
über das bisher zugelasiene Matz sich im Ruhrgebiet be¬
finden, Die deutsche Regierung hat sich unter Zurück¬
setzung der schweren Bedenken, die einer wetteren Be¬
setzung deutscher Landesteile enigegenstehen, bereit erklärt
einem Einrücken alliierter Truppen in die bezeichneten
Orte für den Fall zuzustimmen, daß die über das ver¬
einbarte Maß im Ruhrgebiet befindlichen Trnppen das
50-Km-Gebiet innerhalb einer bestimmten, von den Alli¬
ierten sestzusetzenden Frist nicht verlassen hätten. Aus
den Verhandlungen , die von den deutschen Vertretern mit
den Alliierten geführt wurden , ging hervor, datz die all.

verstanden erklärten.
Nicht nur die britische Regierung , sondern auch die

französische Regierung hatten den deutschen Vertretern ent¬
sprechende Erklärungen abgegeben, so datz die deutsche
Regierung hoffen konnte, binnen kürzester Frist die ans die
Herstellung eines Einverständnisses bezügl. Formalitäten
feststellen zu können. Neuerdings hat es dann die franzos.
Regierung noch als notwendig bezeichnet, den Nachweis
dafür zu erhalten , datz in der Tat ein Einrücken von
Truppen zur Aufrechterhaltung der Ruhe in der M-Km.-
Zone notwendig sei. Nachdem tut höchsten Grade beun¬
ruhigende Nachrichten unablässig der deutschen Regierung
zngegangcn waren und noch zugehen, ist Ict&er nicht mehr
daran zu zweifeln, daß die .aMeitige Wiederherstellung von
Ruhe und Ordnung ohne vorübergehendes Eingreifen
militärischer Kräfte unmöglich  ist Die Lage hat sich,
wie die stündlich eintreffendeu dringenden Hilferufe be¬
weisen. in einer Weise zugeivitzt, datz heute nicht nur das
Wohl und Wehe jener Landesteile, auf das «piel gesetzt,
sondern auch der B e st a u ö des g anz en W i r t schn f ! s-
l e b e n s in Deuts ch fand  s chw e r b e d r oh t tzt.
Kommunisten und Mob haben das gefaulte öffentliche Leben
unter maßlosem Terror gehalten, Reanisitionen und Plün¬
derungen vorgenommen, die Tätigkeit der öffentlichen
Organe lahmgelegt und Leben und Sicherheit bedroht- Die
Verhältnisse haben sich dahin entwickelt, daß cs zur Lahm¬
legung der industriellen Erzeugung , besonders der Kohlen¬
förderung und der Hochofenbetriebe und zur «tillcgnng de»
Eisenbahnbetriebes kommen muß. Damit wäre die Auf¬
rechterhaltung des aewerblichen Lebens und die geordnete
Versorgung mit Nahrungsmitteln nicht nur im ganzen
Gebiete der Unruhen , sondern in ganz Deutschland ge¬
fährdet. Eine Leitung, durch die die Bewegung einiger¬
maßen in geregelte Bahnen batte geführt werden können,
besteht nicht mehr. Die neugebitbeten B o llz ng s r atc.
die mit den Abmachungen einverstanden waren , die den
Abbruch des Generalstreiks und die Wiederherstellung der
Ordnung bezweckten, haben die Macht nicht mehr in Händen.

Die deutsche Regierung hat durch ihre Vertreter den
alliierten Regierungen von diesem Stande der gftnge
f enntnis gegeben und glaubt, den Nachweis erbracht zuaben. daß eine systematische. Herstellung der Ordnung
durch Truppen um keine Stunde mehr verzögert werden
darf. Sie hat geglaubt, die formelle Zustimmung
der alliierten Regierungen zu dem Einmarsch deutscher
Reichswchrtruppen in die bezeichnet: Zone n icht mehr
ab warten  nnd den Vormarsch der Truppen nicht
weiter aufhalten zu dürfen. Sie wiederholt in eindring¬
lichster Weise ihr schon früher gemachtes Anerbieten,
jede denkbare Garantie dafür - » geben , daß
die T r u p p e n n n v e r z n q l i ch nach Wiederher-
stellnng der Ordnung zurückgezogen wer¬
den.  Insbesondere würde sie auch bereit sein, der,Ent¬
sendung einer interalliierten Kommission
zuzustimmeu. Die deutsche Regierung hofft, daß sich dre
alliierten Regierungen der Erkenntnis nicht verschließen
werden, daß Deutschland sich in einer Lage befindet, dre
gebieterisch ein Einschreiten in dem ihrer Verantwortung
unterliegenden Gebiet erfordert/ und in der jede Stunde
des Zögerns unabänderliches Unheil  nach sich
ziehen würde. Zugleich glaubt sie aber auch dem Gerste
des F r i e d e n sve r t r ag e s nicht entgegenzu¬
ll nudeln.  Die deutsche Regierung hat nach wie vor
den festen Willen, ihren Verpflichtungen loyal nachzu-
kommeu. Gerade hierfür aber b 'öars es der schleunigen
Wiederhcrstcllnna der staatlichen Autorität in einem Gc-
bie-t, dessen Ruhe und Ordnung die grundsätzliche Voraus¬
setzung für die Durchführung der wichtigsten Bestim¬
mungen des Friedensvertrags bildet.

Am 2. April abends erneuerte die französische Regierung
in Beantwortung der dentschen Note ihre Forderung
nach Bosetznntz der deutschen Städte und iosortigê Zurücr-
zichuna der im Ruhrgebiet einmarschierenden Truppen.
Am 3. weist die französische Regierung anläßlich eurer
Mitteilung über das Eindringen von ReichSweHrtruppe«
ins Ruhrbecken au» die Verletz ung  des Artikels 44
hin, dessen feierliche Fassung sie ausdrücklich in Erinnerung
bringt , und schließt mit dem Satz: „Die Entscheidung der
französischen Remcrunq werde ich Ihnen später zur Kennt-
nis bringen ." Am 4. April führt die deutsche Regierung
den Nachweis, datz die in der Fünfzigkilometerzone befind¬
lichen Truppen in der :Kopfzahl den laut Abkommen
vom 6. A ug u st z u g e sta n d e n e n Umfang nicht
übersteigen.  Am 6. April vormittags erfolgt in Paris
die Ueberreichung der französischen Note, die eingangs
wiedergegeben ist.

Eine deutsche Protestnote.
Berlin,  8 . April . Der deutsche Geschäftsträger :n

Paris ist angewiesen worden, der französischen Regierung
eine Note  zu übergeben, in der es u. a. heißt:

Durch die Note vom 6. d. M. hat die französische Re¬
gierung mitteilen lasten, daß der kommandierende General
der Rheinarmec den Befehl erhalten habe, sofort die Städte
Frankfurt , Hamburg, Hanau. Darmstadt und Dieburg zu
besetzen. Die französische Regierung hat mitgcteilt, daß die
Besetzung ihr Ende erreichen werde, sobald die deutschen
Truppen die neutrale Zone vollständig geräumt hätten.
Die deutsche Regierung legt gegen das Vorgehen der fran¬
zösischen Armee die schärfste Verwahrung ein.  Es
kann unmöglich die Zlbsicht des Vertrages von Versailles
gewesen sein, Deutschland zu verhindern, in einem Teile
seines Gebietes die Ordnung, die ' durch Räuber- und
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Mörberbanden aufs schlimmste gestört morden ist, so rasch
wie möglich wiederherzustellen. Die deutsche Regierung
hätte unverantwortlich gehandelt , wenn sie länger gewartet
hätte . Die Ereignisse haben ihr auch bisher recht gegeben.
Ueberell da, wo die Truppen angelangt sind, ist die Be¬
wegung rasch zusammcngebrochen. Die Befürchtung , daß
gerade das Einrücken von Truppen die Vernichtung wich¬
tigster gewerblicher Anlagen herbeiführen würde , hat sich
bisher nicht bestätigt. Deutscherseits darf der Stand¬
punkt vertreten werden, Laß selbst dann , wenn eine Ver¬
letzung des Friedensvertrages begangen worden wäre , die
dadurch von der französischen Regierung jetzt vorgenom¬
mene militärische Aktion noch nicht gerecht¬
fertigt  ist Das jetzige Vorgehen der französischen Re¬
gierung steht im lchroffem Widerspruch  zu der
Note der alliierten und associicrten Regierungen vom
8, Dezember v. I . Ueberdies hat sich aber die französische
Regierung über grundlegende Bestimmungen der V ö l ->
kerbnndsakte  hinweggesetzt , die einen integrierenden
Bestandteil des Friedensvertrages bilden . Die Lösung einer
derartigen Streitfrage zwischen einem Mitglied und einem
Nichtmitgl ' ed des Bundes darf zunächst nur im internatio¬
nalen Schlichtungsverfahren versucht werden . — Zum
Schluß muß - ie deutsche Reaiernng mit besonderem Nach¬
druck darauf Hinweisen, daß die von der französischen Re¬
gierung ergriffenen militärischen Zwangsmaßnahmen not¬
wendigerweise die schwersten folgen in poli¬
tischer und wirtschaftlicher Beziehung haben
werden.  Die deutsche Regierung hatte es beauüßt , daß
auch die französische Reaiernna gerade in der letzten Zeit
zur Anbahnung einer Verständigung  auf wirtschaft¬
lichem Gebiete bereit zu sein schien. Was hem deutschen
Volk vor allem notiue sei Ruhe . Nur dann könne sich die
Arbeitsleistung so heben, daß das Volk leben und die
schweren Verpflichtungen des Friedensvertrages erfüllen
könne.

•

Wie sich die übrige « alliierten Regierungen z« dem in¬
zwischen erfolgte« Einmarsch stellen, ist zurzeit noch un¬
bekannt , da der deutschen Regierung lediglich eins»
französische Note  zugcganqeu ist. Die Reicks-
regiernnq wird sich mit jeder Entschieden¬
heit gegen das Vorgehen verwahren , das
jede Möglichkeit , zwischen Frankreich nnh
Deutschland den Modus vivendi zu schaffe « ,
aussichtslos  macht , «ud nur aufs neue die Kräf 's
in Deutschland stärken mutz, die von einer Erfüllung das
Friedensoertrages nichts wisie« wolle» . Wir hoffen,
daß der schnelle und glatte Fortgang der Ruhraktion di«
Leidcnszcit der besetzten Siädte «ach Möglichkeit aSkttrzcn
wird , aber es darr kein Zweifel daran gelakfen werde « , daß
dieses durch keine sachliche Notwendigkeit be¬
gründete,  ja de« eigene« Interessen zuwiderlauffende
französische Vorgehen die Republik anfs
neue in Gefahr bringt  und uns wiederum « m
Monate in der Ausrichtung geordneter Verhältnisse zurück»
dringt.

Die Haltung der verbündeten zrankreichr
Paris,  6 . April . Der Berichterstatter des „Petit

Parisien " in London teilt seinem Blatt n . a. mit , man er¬
kläre im englischem Auswärtigen Amt , Latz die französische
Regierung , bevor sie den Befehl znm Vormarsch gegeben
habe, die Zustimmung von London , Rom und
Washington  erbeten habe, und Satz das britische Kabinett
sich augenblicklich darauf beschränke, die Situation genau
zu überwachen. Der Berichterstatter glaubt zu wissen , daß
aller Wahrscheinlichkeitnach die englische Regierung es üb¬
le h n e n werde, mit Frankreich die vier in Frage kom¬
menden Städte zu besetzen. Sie 'werde sich aber Rechenschaft
oblegen über den Ernst der Lage und mit einem freund¬
schaftlichen und günstigen  Auge die von Frankreich
beschlossene Aktion verfolgen . Man sei hier überzeugt , batz
Ftnsien ebenst wie die Vereinigten Staate « dieselbe Hal¬
tung einnehinen werden.

Mailand,  8 . April . „Corriere della Sera " schreibt zu
der Diskussion über die Ereignisse in Deutschland , welche
im englischen Ministerrat stattfand , daß Italien Frankreich
seine diplomatische  Unterstützung gewähren werde,
wenn Frankreich beschließe, militärisch vorzugehen . Eine
Beteiligung italienischer Truppen bei der Besetzung deut¬
scher Städte werde jedoch als überflüssig betrachtet.

Brüssel,  6 . April . Man glaubt , daß die belgische Re.
gierung gegenüber dem Vertragsbruch Deutschlands die¬
selbe Haltung wie seine Alliierten einnehmcn wird.

Aadtnachrichteil.
Wiesbaden . 7. April.

Flejschverteilnng . Am Sanistag werden in sämtlichen
Metzgereien 200 Gramm AuslandAspeck verteilt.

Erhöhung der llnckerpreisc. Der Bolkswirtschaftsaus-
schuß der Nationalv -rsammkmg stimmte dem Entwurf der
Verordnung über Zucke« zu. wodurch der Fabrikpreis für
Verbrauchszucker lgemahlenj ab 1. April auf 188 Mark für
je 50 Kilogramm erhöht wird und die MonatÄansschläge
und .Handels Zuschläge gleichfalls höher festgesetzt werden.

Erstkommunion . Am Ostermontag wurden in der St.
Bonifatinskirche 192Knabcn und 171 Mädchen zu r Kom rrmnto n
geführt . Vpn dem seither geübten Brauch , die katholischem
Kinder am Meißen Sonntag kommunizieren zu lassem»
wußte in der Bonifatiusktrche in diesem Fahre ans beson¬
deren Gründen abgesehen werden.

Die Steuerbcratnng für Handwerker . Der Umfang und
die Bedeutung der Steuergesetzgebung erfordert die Errich¬
tung einer regelrechten Stenerberatung auch für die Hand¬
werker . Die Handwerkskammer zu Wiesbaden hat eine
solche Steuerberatnngsstelle vom 6. April 1920 ab einge¬
richtet und sie ihrem wissenschaftlichen HUssarbeiter , Herrn
Dr . Goerke,  übertragen . Dieser steht den Handwerkern
bei allen steuerlichen Fragen im Verwaltungsgebäude der
Handweükskammer zu Wiesbaden , Nikolasstr . 41, zur Ver¬
fügung , und zwar in Wiesbaden an den Wochentage« täg¬
lich von 10 bis 1 Uhr außer Mittwochs und Donnerstags.

Die Dienststnnden bei der Handwerkskammer sind vom
6. April 1920. ab wie folgt festgesetzt: vormittags / ?8 bis
1 Uhr , nachmittags 3 bis Uhr Sprechstunden liegen
vormittags zwischen 10 und 1 Uhr . Persönliche Besuche
wollen möglicW vormittags erledigt werden.

Allgemeine Ortskrankenkaffe . Infolge Arbeitsüber-
häuiung wie auch Erkrankungen des Verwaltungspersonals
ist die Kasse mit der Einziehung der Beiträge in Rückstand
gekommen . Um dieses nachzuholen, gelangen demnächst
die Beiträge pro Februar und März zusammen zur Er¬
hebung , worauf an dieser Stelle aufmerksam gemacht wird.
Ferner kan« mitgeteilt werden , daß die Vertragsverhand-
lnnglen mit den Aerzten znm Abschluß gelangt sind. Den
Forderungen der Aerzteschaft hat die Kasse entsprochen,
teilweise den heutigen Verhältnissen Rechnung tragend,
andererseits aber auch, um den Kaffenmitgliedern und deren
Familienangehörigen eine ausreichende ärztliche Behand¬
lung zuteil werden zu lassen, lieber de« Umfana dieser
Kassenlejssmng wird demnächst ausführlich berichtet . Zunächst
dürfte von Interesse sein, zu erfahren , daß die Erhöhung
der Arzthonorave . ferner die fortwähenden Preissteige¬
rungen , für Arznei und sonstige Heilmittel , die Erhöhung
der Anstaltspflegekosten , die Steigerung der Ausgaben für
persönliche und sachliche Verwaltung und endlich die Mehr¬
aufwendungen für Wochenhilfe und Familienhilfe schätzungs¬
weise einen Mehraufwand von jährlich zirka 1% Millionen
erfordern . Diese Mehrausgaben sind durch Beiträge auf-
z«bringen . Die fetzige, erst mit dem 4. Januar d. I . in
Kraft getretene neue Beitragsregelung der Kaffe wird mit
der demnächst in Aussicht stehenden Gesetzrsünderung eben¬
falls wieder eine Aenderung erfahren müssen. Es steht zu
erwarten , daß die Versicherungshöchstgrenze für Beamte,
Angestellte in ähnlich gehobener Stellung » Handlungs¬
gehilfen usw. von , 5000 auf mindestens 10000 M . erhöht
wird und ebenso ist eine Erhöhung des Grundlohnes , nach
welchem die Kasse die Beiträge und Leistungen berechnet,
von 10 pi.  auf mindestens 20 M . vorgesehen. Voraussicht¬
lich dürfte es unmöglich sein, mit dem heutigen Veitrags-
latz diese enormen Ausgaben zu balancieren , umsoweniger
dürfte dies zutreffen , als die Zusatzbeiträge für Familien-
HAfe in Wegfall gekommen sind. Die Allgemeine Orts¬
krankenkasse Frankfurt a. Bi. hat ihre Beiträge auf 9 Proz.
des Grundlohnes festgesetzt, bei uns betragen sie 7% Proz .,
außerdem erhebt Frankfurt einen monatlichen Züsatzbeiirag
von 4 M . pro Familie , bei unserer Kasse hat der Ausschuß
in seiner letzten Sitzung das Bedürfnis dieser Gegenleistung
verneint , bezw. angenommen , dnrch Erhöhung der allge¬
meinen Mitgljede cbeitrüge um 4 Proz . von dem Familien-
Zufatzbeiirag absehen zu könne«.

Uebersall ^ Am Karfreitag abend wurde der Privatier
B . vor seiner Wohnung in der Weinbergistratze von einem
Vagabunden , der ihm vom Kriegerdenkmal gefolgt war,
überfallen und mit Schlägen Wer den Kopf traktiert , sodatz
er ins Krankenhaus überführt werde « mutzte. Ans die
Hilferufe des alten Herrn nahm der Lump, unerkannt.
Reißaus.

Jsraelitscher Gottesdienst.
Israelitische « ultusgemeiadc, Haupts,nag»,e am Michelsberg. Gotte«,

dienst am Passaende . Donnerstag abends 8.45 Uhr . — Freitag morgen«
8 Uhr , Predigt 9.S0 Uhr , abend» 6.45 Uhr . — SamStag morgen « 9 Uhr
Festscge » , nachm. 8 Uhr , Ausgang 8.05 Uhr . — Wochentag« vorm . 7 UhL
abend « 8.45 Uhr.

Ali-Israelitische Kultnsgemcindc. S, »agoge: Frietrlchstr. IS. Jomtoo
Vorabend 8,45 Uhr , morgens 7,45 Uhr , nachm. 4 Uhr , abends 8 Uhr . —
Wochentage morgens 8.45 Uhr , nachm. 6.15 Uhr , abends 8 Uhr.

Au§den Vororten.
Erbenheim.

Beim Glücksspiel ertappt . Vor einigen Tagen wurd-»
in einem hiesigen Gasthaus von Wiesbadener Krimin »?
schutzleuten mehrere (Mste beim Hazardspiel überrascht.
Geld wurde beschlagnahmt und die Personalien der Spiel»!
festgesteüt. _ ^

1ms  Nassau und Nachbargebieten.
Fc . Idstein , 6. April . Zur Bür germei st erwehr

Der zum zwoitenmale zum Bürgerm ', ister der hiesig-»
Stadt gewählte Bürgermeister Gaentzlen.  gebürtig aiI,
Frankfurt , hat nunmehr die Wahl nicht angenommen . ^
Protestversammlungen gegen die Wahl hier stattgef,,^
haben . _ _̂

Vermischtes.
Das Ende der bayerischen Post . Ab 1. April ' gelte« stb

Postsendungen aus Bayern neben den bayerischen Postweg,
zeichen die Michspostwertzeichen . Die bayerischen Pos.'
Wertzeichen mit dem Neberdrnck „Deutsches Reich" gelte,
im ganzen Reich.

Verbot eines Witzblattes . Die Einfuhr der satirisch.,
Zeitschrift „Phosphor"  in das besetzte Gebiet ist vo,
der interalliierten Rheinlandkommission für einen Monat,
bis 5. Mai , verboten worden.

Ueberfall auf eine« Zug in Irland . Ein Sonderzu»
in dem stch - er Zahlmeister einer Eisenbahngesellschaft vo«
Irland mit einer größere « Geldsumme für Gehaltszah,
lungen befand , wurde von 50 bewaffneten Männern cm,
geihalten . die das Geld raubten.

Die Schnhverte,lerer . Die Aktiengesellschaft Aach-nei
Lederfabrik hat im November 1918 ihr Aktienkapital vg«
2 Millionen auf 4 Millionen Mark erhöht . Aus dieses G».
schiäftsfahr schüttet sie für das Geschäftsjahr 1919 eine Di¬
vidend « von 40 Prozent  ans . Nachdem sie erheblich«
Gewinnanteile in allerhand „stillen Reserven " und t»
160 733 Mark Abschreibungen angelegt hat , blieben imuri
noch 2^ Millionen Mark Reingewinn übrtg — also mehr
als die Hälfte dös verdoppelten Aktienkapitals . Bei den
anderen Lederfabriken liege« die Verhältnisse ganz ähnlich.
Angesichts solcher Wuchergewfnne ist es bin Wunder , wen«
der Kampf gegen das Kapital immer schärfer wirb . De«,
artig ? Gewinne sind Wuchergewinne.

Berlin , tz April.

Volkwirtschaft.
Berliner Börse.

Devisenmarkt Telegraphische Anszahlnngen f«j

Holland.
Brüssel - Antwerpen.
Norwegen.
Dänemark . . . . .
Schweden.
Helslngfors.
Italien . .
London . . . . . . . . *. *••• ..
New-York . . . .
Paris . . . . ». . . . . . .. . . .. . . . . . . . . . . . . . .
Schwel * . . . , . .
Spanten . . . . . . .
Oesterreich - Ungarn.
Wien (ln Deutsch -Oesterr . abgestempelt
Prag.
Budapest.

31 . März 1920
Geld

2647 . -
5C950

1376 . “
1313 .50
1540 . -

399 -60
344 -60
278 -70

71 90
472 -

1258 . -
1256 -

34 -21
93 40

Briet
2653 -

510 .50
1379 . --
131650
1544 -

400 -40
345 40
279 -30

72 .10
473 -

1261 -50
1259 -

34 29
93 60

6 April 1920
Geld

2494 50
489 .50

1323 .50
1273 -50
1488 .50

379 60
329 .65
269 -70

65 .90
454 .50

1198 -75
1268 -50

25 -95
31 .96
91 -90

B.lef
2502 .SC

490 -50
1326 .50
1776 . -
1491 .50ss2in
455 .50

1201  “
1271

26 0332-04
9210

Der Wert der ausländischen Zahlungsmittel . An der
Kölner Börse wurden am 8. April bezahlt für eine eng¬
lische Pfnndnote 266.50 bis 267.56 M ., für den französischen
Franken 4,39 bis 4.45 M ., für den belgischen Frank ?« 4.88
bis 4.74 M .. für den holländischen Gulden 24.56 bis 26.15M.,
für den schweizerischen Franken 12.— bis 12.23 M ., für d»
Dollar 65.— bis 69.— M.

Schiffs-Nachrichten.
Dampfer „Limbnrgta " in Amsterdam.

„ „Gelrta " 17. März von Rio de Janeiro Heimreise.
„ „Hollandia " in Amsterdam.
„ „Frisia " in Anrfterdam.
„ „Riinland " in Amsterdam.
„ „Maaslanü " 7. März pass. Fernando Noronha Ansr.
„ „Delstand " in Amsterdam.
„ „Kennemerlan- " 20. März pass. Fernando Noronha

Heimreise.
v „Gooiland" in Amsterdam.
„ „Drechterland 17. März von Oporto Ausreise.

Generalagentur : Born u. Schottenfels,  Wiesbaden , Hotel
Nassauer Hof.  _

HauptschristleNer: Bernhard GrothuS.
Berantwortlich für deutsche und auswärtige Politik: 33. Grsth « s;
für Kunst, Wissenschaft, UnterhaftungS. und volkswirtschaslltchen Teil:
B. E. E t s e » b e r g t x ; für Stadt- und Landnachrichten, Gericht und
Sport: Heinz Gorrenzx  für die Anzeigen: Joh . Batzier;
Druckn. Berlag der Wiesbadener Verlags . An  st alt  G .m. b.H,

sämtlich in Wiesbaden.

Rem eilheileZielimsPrlMbUe
(Pressionsfässer)

1660 Stück V«dl
2606 Stück 1/i hi
360 Stück Vs hl

1060 Stück VoU
500 Stück V8 hl
500 Stück Vi hl

möglichst geschlossen abzugeben. Höchstgebote
unter Z.  518 an die Geschäftsstelled. Bls.
Nikolasstraße 11 erbeten. (753

Besserer Herr
lucht sofort für danernö ungestörtes

gut mSbl. Zimmer
fn der Nikolasstraße oder Nähe Bahnhof. Offerten mit Preis
tMter U. 898 an die Geschäftsstelle Ls. Bl . erbeten. .(*3ööi

Samstag , d . 10 . April 1920 , ab 8 Uhr abends:

BJlILIL
im grossen Saale.

Tanzleitung: Herr Julius Bier.
Eintrittskarte für Niditabonnenten: 20 Mk. Vorzugs¬

karte für Abonnements- u. Kurtaxkarteninhaber: 10 Mk.,
mit der Abonnements- oder Kurtaxkarte vorzuzeiwen
und bis 7 Uhr abends zu lösen.

Betreffs des Anzuges können, in Anbetradit der
zeitigen Verhältnisse keine Vorschriften gemadit werden,
dodi wird gebeten, denselben den bisherigen Gewohn¬
heiten im Kurhause anzupassen.
8655) Städtfsclie Kurverwaltung.

In unser Handelsregister A ist unter Nr. 138 die Firma
„Oskar Rupf. Bau moderner Feucrungsanlagen , Niederwalkus"eingetragen worden.

Inhaber der Firma ist: Ingenieur Oskar Rupf zu Nred-er-wallm.
Myille . den 22. März 1920.

Das Amtssericht. M

1» neue kW.Heine Wn-« « Mer
verschiedene Größen

abzugeben. Höchstgebote unter Z. 517 an die
Geschäftsstelle ds. Bl. Nikolasstraße 11 erbeten.

f752

Belenchtnngs-Körper
modern, grosse Answahl, billigste Preise.

Luisenstrasse 25,
" gegenüber Rea!-Gymnasium.

Telefon 747.

Zleifchverteilung.
Am Samstag gelangen in sämtlichen Metzgereien auf dt«

Fleischmarke 1—10

200 Gramm Kuslandsspeck
zur Verteilung.

Der Preis beträgt 3.60 'M  di« 200 Er . 9.—M.  das Pfttnd.
Wiesbaden» den 0. April 1920.

Ler Magistrat, m
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